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E m p f e h l u n g e n
der Ausschüsse

EU - U - Vk - Wi 

Der federführende Ausschuss für Fra

Vorschlag für eine Richtlinie zur Festlegung von Berechnungs-
verfahren und Anforderungen an die Berichterstattung gemäß der 
Richtlinie 98/70/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über 
die Qualität von Otto- und Dieselkraftstoffen

COM(2014) 617 final

A

gen der Europäischen Union und

der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit

empfehlen dem Bundesrat, zu der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG wie folgt 

Stellung zu nehmen:

1. Der Bundesrat begrüßt das Ziel der Kommission, 

98/70/EG zur Berechnung der Treibhausgasemissionen aus Kraftsto

ein Verfahren zu einer hin-

reichend genauen Berichterstattung gemäß Artikel 7a Absatz 5 der Richtlinie 

f

anderen Energieträgern aus nichtbiologischen Quellen aufzustellen. Die gemäß 

fen und 

dem EU-Klima- und Energiepaket notwendige Änderung der Richtlinie 

98/70/EG zur Qualität von Otto- und Dieselkraftstoffen ist dringend um

zusetzen, damit die Zielvorgabe für diesen Sektor, bis zum Jahr 2020 

-

sechs 

Prozent der Lebenszyklustreibhausgasintensität zu mindern, erreicht werden 

kann.
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2. Unter Klimaschutzaspekten problematisch ist insbesondere die Gewinnung von 

...

Kraftstoffen aus so genanntem Teersand. Der Bundesrat ist der Auffassung, 

dass die Herstellung von Kraftstoffen aus Teersand in keiner Weise den 

Kriterien und Z

regierung auf, sich auf EU-

aus Teersand einzusetzen. 

3. Der Bundesrat hält es des Weiteren für unabdingbar, dass die vorgeschlagene 

Berechnungsvorschrift im Anhang I des Richtlinienvor

ielen der Nachhaltigkeit genügt, und fordert die Bundes-

Ebene gegen eine Markteinführung von Kraftstoffen 

schlags geändert wird. 

Die Zugrundelegung von nur jeweils einem Standardwert ("gewichtete Lebens-

zyklustreibhausgasintensität") für Kraftstoffe ist nicht zielführend, weil dadurch 

bei den Anbietern fossiler Kraftstoffe keine Anreize zur Treibhausgasmin

derung geschaffen werden. 

-

4

kommenden Jahren zunehmen, da der Standardwert nach dem Richtlinie

sollten

. Dieses Problem wird verstärkt, sollte der Anteil an der Einfuhr von Kraftstoffen

mit vergleichsweise hohen Lebenszyklustreibhausgasemissionen in den 

n

vorschlag bis 2020 unverändert gelten soll. Daher

-

die Lebenszyklus

treibhausgasberechnungen auf der Basis der Rohstoffherkunft und des 

-

Herstellungsverfahrens erfolgen (Varianten C,

vergleiche Kommissionsdokument SWD(2014) 295 final). 

5. Der Bundesrat ist der Auffassung, dass nur ein genaues Be

D oder E der Folgenabschätzung, 

rechnungsverfahren, 

gewährleisten kann. 

welches nach den Einsatzstoffen, deren Rohstoffen sowie den zugehörigen vor-

gelagerten Emissionen differenziert, einen wirksamen Beitrag zum Klimaschutz 

6.

i

Verfahren hergestellt wurden, deren Lebenszyklustreibhausgasintensität pro 

Der Bundesrat fordert die Kommission daher auf und bittet die Bundes-

regierung darauf hinzuwirken, den Richtlinienvorschlag zu überarbeiten und 

falls erforderlich weitere europarechtliche Vorschriften um effektive Instru-

mente zu erwe tern, welche die Verwendung von Kraftstoffen fördern, die mit 

Energieeinheit und damit Klimaschädlichkeit möglichst gering sind.
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schlossen ist. 

...

7. Aus Sicht des Bundesrates enthält der Richtlinienvorschlag keine Verfahrens-

regelungen zum Nachweis von Emissionsminderungen in Drittstaaten [oder zur 

Frage der Anerkennung von Emissionsminderungen aus anderen EU-Mitglied-

staaten]. Hierbei ist sicherzustellen, dass eine Doppelanrechnung ausge-

Der Bundesrat bittet die Kommission, eine entsprechende Ergän

zung dieser Regelungen vorzunehmen, und fordert die Bunde

-

sregierung dazu 

rauf, bei der Kommission hierauf hinzuwi ken. 

9.

Richtlinie 98/70

r

Auf eine Gruppenberichterstattung im Sinne des Artikels 7a Absatz 4 der 

individuellen Sanktionen in den Mitgliedstaaten zu bringen ist.

/EG über die Grenzen der Mitgliedstaaten hinweg sollte aus 

Gründen der Zuverlässigkeit der Daten sowie aus Überwachungsgründen 

verzichtet we den, da dies kaum in Einklang mit den Berichtspflichten der 

Mitgliedstaaten und den gemäß Artikel 6 des Richtlinienentwurfs vorgesehenen 

10. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission.

Begründung (nur gegenüber dem Plenum) :

fahren zur Kraftstoffgewinnung aus diesem Sand werden hauptsächlich von 
Ländern außerhalb der EU betrieben und zeichnen sich durch eine gegenüber 

Vor allem unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit ist insbesondere die Ge-
winnung von Kraftstoffen aus so genanntem Teersand problematisch. Ver-

herkömm

darauf, effektive Anreize 
Förderung, Gewinnung und He

licher Kraftstoffproduktion erheblich erhöhte Klimaschädlichkeit aus. 
Zusätzlich ist dieses Herstellungsverfahren energieintensiv und hat erhebliche 
schädliche Auswirkungen unter Natur-, Landschafts- und Umweltschutz-
aspekten. Aus klimaschutzpolitischer Sicht ist die Verwendung einer 
gewichteten Lebenszyklustreibhausgasintensität nicht zielführend im Hinblick 

zur Minderung

Die Verwendung einer gewichteten Lebenszyklustreibhausgasintensität fü
s

der Treibhausgasemissionen bei der 
rstellung von Kraftstoffen zu schaffen.

hrt 
beispiel weise für Ottokraftstoff unabhängig von der eingesetzten Rohstoff-
quelle und des Verfahrens zur Verwendung des gleichen Wertes in der Be
rechnungsformel, obwohl die Lebenszyklus

-
treibhausgasintensität von 93,2

CO2äq/MJ (für Ottokraftstoff aus konven
g 

tionellem Rohöl) bis hin zu 172
CO2äq/MJ (für Ottokraftstoff aus verflüssigter Kohle) je Einheit reicht.

g 

8. [ ]
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Im Vorschlag für die Richtlinie werden keine Verfahrensregelungen zum 
Nachweis von Emissionsminderungen in Drittstaaten oder zur Frage der An
kennung von Emissionsminderungen aus anderen Mitgliedstaaten getroffen.

er-

Klimaschutz als globales Anliegen erfordert, dass bei Maßnahmen zur 
Emissionsminderung im Lebenszyklus auch die Treibhausgasemissionen 
berücksichtigt werden müssen, die außerhalb des europäischen Binnenmarktes 
entstehen. Durch geeignete Mechanismen ist sicherzustellen, dass keine Mög-
lichkeit zur Doppelanrechnung besteht.

und

B

11. Der Verkehrsausschuss

der Wirtschaftsausschuss

empfehlen

nis zu nehmen.

dem Bundesrat, von der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Kennt-


